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§ 6 Das Demokratieprinzip (Fall 8 und 8a)
       I.  Normative Ausgangspunkte Art.20 Abs.1, Art.20 Abs. 2, Art.38 GG (Art.28 Abs.1 Satz 1 für die  

                                                                                                                                    Länder)

        II. Wesensmerkmale des Demokratieprinzips nach dem Grundgesetz

1.     Grundsatz der Volksouveränität (Art. 20 Abs. 2 Satz 1 GG)

(   alles was der Staat als Staat tut, muß auf den Volkswillen zurückzuführen sein

(   direkte oder unmittelbare Demokratie => Volk übt Staatsgewalt aus

(   indirekte oder mittelbare Demokratie

2.      Repräsentative Demokratie, Art. 20 Abs. 2 Satz 2 GG und Legitimationskette

(   3 Formen von Staatsgewalten = Judikative, Executive, Legislative

(   alle Staatsgewalt geht vom Volke aus

(   durch Repräsentanten

(   durch Wahlen vom Volke ausgesucht soweit das GG das vorgibt

(   keine Volksentscheide auf  Bundesebene (gibt es nicht)

(   trotzdem alle Staatsgewalt geht vom Volke aus gewahrt

(   weil Volk wählt Bundestag

(   Staatsgewalt auf Bundes- und Länderebene

(   Homoginitätsgebot für Länder kein Identitätsgebot

(   Demokratieprinzip!

(   Volksentscheide aber erlaubt

3.      Demokratieprinzip und privater Sektor

(   Demokratieprinzip gilt nur für den staatlichen Sektor

4.      Mehrheitsprinzip

(   Mehrheitsgrundsatz (Mehrheitsposition muss da sein z.B. im Bundestag)

(   Anforderungen an die Mehrheit unterschiedlich ausgeprägt

5.       Perioditätsgrundsatz

(   Volksvertretung in periodischen Abständen gewählt z.B. alle 4 Jahre der Bundestag, 

(   mehr als 7 Jahre unzulässig

(   Demokratische Legitimation muss mindestens alle 6 Jahre erneuert werden

6. Demokratieprinzip im Widerstreit mit anderen Verfassungsprinzipien, insbesondere den  

          Grundrechten

( Fundamentalprinzipien müssen beachtet werden z.B. GG

( Herrschaft der Mehrheit findet ihre Grenzen (in materiellen Werten) im GG

( Mehrheit kann nicht alles machen, was sie will

( muss auch auf Minderheit Rücksicht nehmen

7.        Das Wahlrecht als Element des Demokratieprinzips, Art. 38 Abs. 1 Satz 1 GG; GG (Art. 28      

           Abs. 1 Satz 2 GG)

a) Wahlrechtsgrundsätze, Art. 38 Abs. 1 Satz 1 GG

aa) Allgemeine Wahl

                                       ( ist eine Wahl, in der alle Staatsbürger unabhängig von Geschlecht, Rasse, 

                                            Einkommen oder Besitz, Stand, Bildung oder religiösem Bekenntnis Stimmrecht 

                                             haben

                                       (jeder Deutsche ist wahlberechtigt der das 18. Lebensjahr vollendet hat

      bb) Unmittelbare Wahl

                                        ( zwischen Volk und Abgeordneten darf keine Zwischendistanz stehen

                                        ( die Gesamtwählerschaft wählt die Abgeordneten direkt, d.h. ohne Einschaltung von 

                                             Wahlmännern

      cc) Freie Wahl

                                        ( der Wähler übt sein Wahlrecht ohne Zwang oder sonstige unzulässigen 

                                             Beeinflussungen aus (z.B. durch Staatsorgane)

      dd) Gleiche Wahl

( jede abgegebene Stimme den gleichen Zähl- und Erfolgswert

( keine Dreiklassenwahl

       ee) Geheime Wahl

( dient vor allem dem Schutz einer andersdenkenden Minderheit vor Diskriminierung   

      z.B. sichtgeschützte Wahlzellen, verdeckter Stimmzettel, usw.

( Beeinflussung leichter möglich wenn Wahl nicht geheim

( Briefwahl ( Fremdbestimmung möglich

b) Wahlsysteme

       aa) Mehrheitswahl und Verhältniswahl


aaa) Mehrheitswahl

( Wahlgebiet wird in Wahlkreise eingeteilt, deren Zahl den zu vergebenen  

      Parlamentssitzen entspricht

( gewählt ist, wer eine Mehrheit von Stimmen auf sich vereinigt

( die Stimmen, die die unterlegenden Bewerber erhalten, kommen nicht zur  

      Wirkung

bbb) Verhältniswahlrecht

( die Sitze werden auf die einzelnen Parteien nach dem Verhältnis der im 

      gesamten Wahlgebiet für sie abgegebenen Stimmen verteilt

( Listenwahl = aus Listen heraus wird Parlament entsandt nach Prozentzahlen

( jede Stimme wirkt sich auch gleich aus

          Nachteil Mehrheitssystem: nicht der gleiche Erfolgswert, da Stimmen wegfallen

          Vorteil Mehrheitssystem: stabile Mehrheiten werden geschaffen

          Vorteil Verhältniswahlrecht: hoher Erfolgswert, da alle Stimmen den gleichen 



               Wert haben

       bb) Personalisierte Verhältniswahl

( verbindet Elemente der Personenwahl (Mehrheitswahl) mit der Verhältniswahl

( Schwerpunkt auf Verhältniswahlrecht

( jeder Wähler hat 2 Stimmen 

( Erststimme für die Wahl eines Wahlkreisabgeordneten

= Direktkandidat (personenbezogen)

( Zweitstimme für die gebundene Landesliste einer Partei = Liste (Verhältniswahlrecht)

( Zweitstimme prozentuale Anteil der Partei ( Anzahl der Sitze

( Entsendung in das Parlament nach Wahllisten (16 Landeslisten)

( durch gewonnene Erststimme in einem bestimmten Wahlbezirk, direkter Einzug in 

      das Parlament

      ( wird von der Landesliste der Partei abgezogen

( 656 Abgeordnete im Deutschen Bundestag

cc) 5%-Klausel

( 5% der Zweitstimmen

( wer einen Wahlkreis gewinnt (mit der Erststimme), ist auf jeden Fall im 

      Bundestag, auch wenn nur 4,5% (der Zweitstimmen) erhält z.B. 1994 PDS

( Grundmandatsklausel: 3 Abgeordnete

( man will vermeiden, dass zu viele kleine Parteien im Bundestag sitzen

( Regierungsfähigkeit wird sonst erschwert

( soll Stabilität schaffen

dd) Überhangmandate

( wenn eine Partei mehr Direktmandate durch die Erststimme gewonnen hat, als ihr 

     prozentual nach der Zweitstimme zustehen (Listenmandate), so darf sie die 

     überzähligen Sitze (Überhangmandate) behalten. D.h. Entsendung aller 

     Abgeordneten in das Parlament 

( für die betreffende Legislaturperiode erhöht sich dann die Gesamtzahl der 

     Bundestagssitze um diese Überhangmandate

        (Fall 8 zu Demokratieprinzip

                             ( es wäre keine allgemeine Wahl mehr! Wenn danach gefragt wird, ob ein Gesetz 

                                   verfassungswidrig ist, ist der Maßstab das Grundgesetz!

III. Politische Parteien (Fall 9)

1. Verfassungsrechtlicher Ausgangspunkt, Art. 21 GG

· Politischen Parteien im 17. Jahrhundert in Großbritannien geboren

· ihre Konstitutionalisierung, d.h. ihr Einbau in das verfassungsrechtliche Gefüge des Staates hat nur langsame Fortschritte gemacht

· das GG bezeichnet die Parteien als integrierende Bestandteile der demokratischen Ordnung

· nach Art. 21 sind sie maßgebliche Träger der politischen Willensbildung, die in ihrem Innern eine demokratische Struktur aufweisen müssen                                                      Als Ausdruck einer „wehrhaften Demokratie“ sieht die Vorschrift das Verbot verfassungswidriger Parteien vor (z.B. NRP wurde verboten = Nachfolger der NSDAP)

Parteien

( freie private Gruppen

( fördern politische Bildung

( machen Wahlen erst möglich
2.     Parteibegriff, § 2 Abs. 1 Satz 1 Parteiengesetz
Parteiengesetz

· baut unter Berücksichtigung der Rechtssprechung des Bundesverfassungsgerichts die in Art. 21 Abs.1 GG aufgestellten Prinzipien eines freiheitlichen demokratischen Staatswesens weiter aus

· definiert die Parteien als Vereinigungen von Bürgern, die dauernd oder für längere Zeit für den Bereich des Bundes oder eines Landes auf die politische Willensbildung Einfluss nehmen und an der Vertretung des Volkes im deutschen Bundestag oder einem Landtag mitwirken wollen

· müssen nach Umfang & Festigkeit ihrer Organisation, nach Zahl ihrer Mitglieder & nach ihrem Hervortreten in der Öffentlichkeit eine ausreichende Gewähr für die Ernsthaftigkeit dieser Zielsetzung bieten

· Parteien erfüllen mit ihrer freien, dauernden Mitwirkung an der politischen Willensbildung des Volkes eine öffentliche Aufgabe

· diese Generalklausel in Abs. 2 = Aufgabenkatalog

· dieser unterscheidet zwischen Formen der Mitwirkung an der staatlichen Willensbildung und der Mitwirkung an der politischen Willensbildung des Volkes

· eine der wichtigsten Aufgaben = Aufstellung der Kandidaten für die Parlamente

· im Parlament kommt es zur Bildung von Fraktionen nach Parteizugehörigkeit

· Parteien sollen nach dem Auftrag des Parteiengesetzes auch die politische Bildung anregen und vertiefen
2. Gründungs- und Betätigungsfreiheit

Parteifreiheit

· äußere Freiheit gehört nach dem GG zum verfassungsrechtlichen Status einer Partei

· sie schützt vor staatlichen Eingriffen und Einflüssen und ermöglicht die freie Gründung von Parteien

· innere Parteifreiheit in Art. 21 Abs. 1 S. 3 GG normiert

· die innere Ordnung der Parteien demokratischen Grundsätzen entsprechen

3. Chancengleichheit der politischen Parteien

( z.B. Fernsehwerbung für Parteien vor den Wahlen

4. Verbot verfassungswidriger Parteien

Parteienverbot

· Verbot von Parteien, die nach ihren Zielen oder nach ihrem Verhalten ihrer Anhänger darauf ausgehen, die freiheitliche demokratische Grundordnung zu beeinträchtigen oder zu beseitigen oder den Bestand der BRD zu gefährden, sieht Art. 21 Abs. 2 GG vor

· bei aktiv-kämpferischer Haltung gegenüber der bestehenden Ordnung einnimmt, verfassungsfeindlichen Zielen, .......=  Parteienverbot

· nur das Bundesverfassungsgericht kann Verfassungswidrigkeit einer Partei feststellen
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